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Bern und Genf aúfgrund von Selbstan­
zeigen Nachsteuern vonjeweils 30 bis 45 
Millionen Franken ein. 

Neben dem Fan Hoeness, über den 
seit bald einem Jahr diskutiert wird, tra­
gen nach Ansicht der Steuerbehõrden 
vor allem die Dislcussion um die Einfüh­
rung des automatischen Informations­
austauschs sowie Plãne für ein verschãrf­
tes Steuerstrafrecht zur anhaltenden Zu­
nahme bei den Selbstanzeigen bei. Noch 
in diesem Frühling will der Bundesrat 

--

AUS DEM FALL HOENESS zieht der deut­
sche Finanzminister Wolfgang Schãub­
le (CDU) nun Konsequenzen. Die Be­
dingungen für eine straffreie Selbstan­
zeige wtirden verschãrft, sagt er im In­
terview. Er glaubt, dass der automati­
sche Informationsaustausch mit der 
Schweiz bald kommen werde: «Das 
Bankgeheimnis hat in einer Welt der 
Globalisierung und Digitalisierung sei­
ne Funlction immer mehr vetloren.>> . 

> SEITEN 2/3 UND 15 

nen. In Genf sind es 11 Prozent, in Zü­
rich 13 Prozent. Doch nicht nur hier, 
sondern in einem Drittel der Regionen 
sind die Eigentumswohnungspreise für 
die Mehrheit aller Schweizer Familien 
zu hoch. Der Grund: Die Preise sind weit 
stãrker gestiegen als die Einkommen. 

Auf den Haus- und Wohnungs­
kãufern lasten zudem die strengeren 
Kapitalanforderungen der Banken, die 
nun sogar weiter verschãrft werden 
sollen. (PBU) > SEITEN 16/17 

BDP mit Vorschlag für EU-kompatible Kontingentslõsung 

VON OTHMAR VON MATT 
·················································································· 

Die' Schweiz soll künftig mindes­
tens eine Zuwanderung auf Basis eines 

Lãsst sich die Masseneinwanderungsiniti- europãischen Durchschnitts akzeptie­
ative mit den Bilateralen vereinbaren? ren, und dieser ist tiefer als in der 
Die BDP glaubt, das Ei des Kolumbus ge- Schweiz. BDP-Prãsident Martin Landolt: 
funden zu haben. Thr Konzept: Ein Teil «Eis dahin akzeptieren wir die volle 
d er Zuwanderung funlctioniert weiterhin Personenfreizügigkeit. Anschliessend 
nach der Personenfreizügigkeit. Auf die- kommen Kontingente zum Tragen.)) Mit 
sen Sockel paclct man Kontingente. Das der Anbindung der Zuwanderung an 
Konzept basiert darauf, dass die Schweiz die Grossenordnungen der EU hãtte 
heute mit 23 Prozent einen deutlich hO- die Schweiz 2011 die Zuwanderung aus 
heren Auslãnderanteil hat als alle EU- der EU um 11295 auf 41 008 Personen 
Staaten (Ausnahme Luxemburg). reduziert. > SEITE7 
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Schulen überbrücl<en Rõstigraben 
lr in Simferopol mit russischen Soldaten.. EPA Die !�lassische Schulreise wird.zum Austauschprogramm 
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l 
ken di e G-8-Staaten laut über den Aus­
schluss Russlands nach. Díe EU und 

díe USA drohen mit Sanktíonen. Russí­

sche Olígarchen bríngen indes ihr Geld 
in Sicherheit, vermutlích auch in die 
Schweiz, di e in der Sanl<tionsfrage 

lavíert. > SEITEN 10/11 

IM NEU BEFEUERTEN Sprachenstreit set­
zen sich Schulleiter aus allen Landestei­
len für einen starken Zusammenhalt 
zwischen der Deutschschweiz und der 
Romandie ein. Deshalb wollen sie die 
ldassische Schulreise durch einen Aus­
tauschtag ersetzen. Ab Herbst sollen Pri­
mar- und Oberstufenschüler ·zu einer 
Klasse aus einer anderen Sprachregion 
reisen. Diese wird zum Gastgeber und 

Reiseführer. Ziel ist es, den Fremdspra­
chenunterricht spannender zu gestal­
ten. Unterstützt wird das Projelct von 
Bundesrat Alain Berset und SRG-Chef 
Roger de Weck. (YNO) > SEITE 5 
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Di e klassische Schulreise soi! zum Austauschtag werden - mit Partnerklassen in d er Westschweiz 

Bundesrat Alain Berset sieht den 
Zusammenhalt zwischen den 
Landesteilen gefáb.rdet. Giúnd . 
ist der Fremdsprachenunter­
richt. Jetzt springen ihm Schul­
leiter aus allen Landesteilen bei 
- und Altbundesrat Couchepin. 

VON YANN!CK NOCK 
·················································································· 

� ie bréickelnden Bande zwi­
schen der Deutschschweiz 
und der Romandie sollen 
gestãrkt werden. Dafür 
setzt sich der Schweizer 

Schulleiterverband (VSLCH) ein. «Der 
Franzéisischunterricht darf nicht aus der 
Primarschule verschwinden, sondern 
muss Vorrang vor Englisch erhaltem, 
sagt: Bernard Gertsch, Prasident des 
VSLCH. Wenn Schüler eine zweite Lan­
dessprache beherrschten, trage dies zur 
nationalen Einheit bei. 

Deshalb wollen die Schulleiter nun 
Partnerstadte und Partnerschulen in al­
len Sprachregionen finden. Sie unter­
stützen damit ein Projelct der ch-Stif. 
tung für eidgenossische Zusammenar­
beit, das von allen 26 Kantonen getragen 
wird. Unter dem Nan1en «Schulreise 

,Plus:Von der Schulreise zum Austausch­
tag)) sollen zwei Klassen aus unterschied­
lictlerc Sprachregionen miteinander in 
Kontalct .treten .., eine Art Mini-Erasrnus 
fiir Primar- un d Oberstufenschüler;. . 

Ziel ist es, d en Fremdsprachenunter­
ridlt spannender und alltagstauglicher 
zu gestalten. Eine reisende Klasse be­
sucht ein.e Schulldasse vor Ort. Diese 
wird zum Gastgeber und Reisefiihrer für 
lokale Sehenswürdigkeiten. Das Projelct 
startet kornrnenden Herbst und hat be­
reits prominente Unterstützer. SRG-Chef 
Roger de Weélc und Bundesrat Alain Ber­
set fungieren als Patrons. 

BERSIEJ IHATIE DiESE WOCIHIE den Spra­
chenstreit neu befeuert. Dass in der Pri­
marschule nur Englisch unterrichtet 
werde, sei k:eine Option, sagte er im Par­
lament und drohte den Kantonen mit eic 
nem Machtwort aus Bern. Ungewéihn­
lich deutliche Worte im fóderalistisch 
gepragten Schulsystern der· Schweiz. 
D ami t reagierte Berset auf Plane mehre­
rer Deutsdlschweizer Kantone, in der 
Primarschule einzig Englisd1 zu unter­
richten. Franzéisisch oder Italienisch 
würden dadurch in die Oberstufe ver­
bannt werden. 

Für Altbundesrat Pascal Couchepin, 
den ehemaligen lnnen- und Kulturmi-

nister, ist die Entwicldung alarmierend. sprache zustande. Weitere Vorstéisse 
«Falls wir nicht au:fpassen, driften die . wurden in Scha:ff:hausen, Baselland, im 

· Sprachregionen noch weiter auseinan- Thurgau, ·in·Solothurn, Nidwaldenllild· 
der», sagt: er. Dabei sei es eine grosse Luzern lai).ciert. 
Schweizer Stãrke; dass verschiedene Kul­
turen zusammenlebten. «Es ist gefáhr­
lich, wenn Kantone der Deutschschweiz 
den Fra!J.;<:éisisch� ·oder Italienischunter­
richt ganz aus der Primarstufe strei­
chem>, sagt: Couchpin. «Das sendet ein fa-

. tales Signal in die Westschweiz.l> 

SOU. DER BUINIDESRAT fRAINZÕSiSCIH AlS 
IEIRSTE FREMIDSPRACIHE FESTlEGEIN? 

StimmeD"i Sie ab 
www.schweizamsonntag.ch oder 
E-Mail: leserbriefe@schweizamsonntag.ch 

Der Sprachenstreit brodelt bereits 
seit Monaten. Lehrer und Politiker von 
linlcs b.is red1ts begehrten gegen zwei ob­
ligatorische Fremdsprachen · für Kinder 
unter 12 Jalrren auf. In Uri lernen Pri­
marschüler bereits nur.eine Frerndspra­
che: Englisch. Und das dürfte keine Aus­
nahrne bleiben. In Graubünden kam zu­
letzt eine Initiative für nur eine Fremd-

EXPERTEIN GEIHEIN IDAVOIN AUS, 'dass jedes 
fünfte Kind mit zwei obligatorischen 
Fremdsprachen überfordert ist Das be­
mangelt auch der Sd1weizer Lehrerver­
band (LCH). Zwar wollen die Lehrer weiter­
hin zwei Fremdsprachen unterrichten, · 

lemschwache Schüler sollen davon aller­
dings befreit werden. Lehrer-Prasident 
Beat Zernp sieht weiteren Handlungsbe­
darf: Schüler sollen mindestens drei Lelc­
tionen pro Woche Franzéisisd1 büffeln. 
Heute sin d es oft n ur zweíStUnden. 

Notfalls will der Lehrerverband sei­
ne Anliegen mit einer nationalen Vollcs­

. initiative durchsetzen, wie Zemp zuletzt 
ankündigte. Dod1 dafür sei es noch zu 
früh. Derzeit lauft die Übergangsfrist 
für die Umsetzung des Harmos-Konkor­
dats. Eis 2015 haben die Ka.11tone Zeit, 
si eh· auf · eine gemeinsame Fremdspra­
chenstrategie zu einigen. Doch wird das 
immer unwalrrscheinlicher. Bereits heu­
te diskutieren die kantonalen Erzie­
hungsdirelctoren über eine Verlange­
rung d er Frist - damit si e eine Harrnoni­
sierung auch ohne Bundesintervention 
erreichen. > GASTKOMMENTAR SE�TE 15 

Si e sei sel be r mehrere J a 
Prasidentin eines SportvE 
eins gewesen, sagte Ver­
kehrsministerin Doris le 

hard (CVP, AG) im Zusan 
menhang mit der DebattE 
um Fanzüge im Nationalr 
«Wir ha ben Veranstaltun"1 
gemacht, un d es war volli 
_kiar, dass wir dafür gehaf 
haben, wenn unsere Fans 
die Veranstaltungsteilne� 
mer, Schaden am offentli 
eh en Eigentum, an d er TL 
halle oder so angerichtet 
ben.» Selbst CVP-Parlam 
ta ri er fragten si eh verwur 
dert, welcher Sportvereir 
mit derartigen Vandalen­
und Hooligan-Akten aufg 
fallen war. Des Ratsels Le 
sung: Leuthard war sech� 
Jahre Prasidentin des Da 
menturnvereins DTV Mer 
schwand. Nicht von b ose 
B u ben also. Sondern von 
sen Madchen. 

«Ei n Gerücht. Mir gefallt, 
sehr als Generalsekretar 
FDP». hielt Stefãm IBnu�& 

cher am 7. Marz auf Anfr; 
fest. N un ist das Gerücht 
Realitat; Brupbacher wirc 
Generalsekretar von FDP 
Bundesrat Schneider-Arr 
mann. Zum Gerücht geh< 
die FDP drange den Bunc 
rat, «ihrem verdienten sr­
zenmanm> den Job zu ge 
habe er si eh doch zuletzt 
vielerorten vergeblich be 
worben. 

«IDer Aargauer SP-Nati( 
O"lairat Cédric Wermuth : 
tisierte iD"I der <Schweiz. 
SoD"iD"itag> umterbiümt sE 

eigem:! Partei; diese sei 
ropapolitisch lmmplett 

dem Tritt gerateO"I.» 
«Neue Zürcher Zeitung» 

« <IDie UO"Iterschiede siO"Ic 
betrãchtlicln, sagt Chri: 
aD"I Amsier, Prãsndent de 

Erz.iehungsdirektoren, d 
<Sc�weiz am Sonntag>. 

Schüler in St. Gal!en ist 

160 Stum:!en mehr in de 
Schuie als ilrl luz.em.» 

«20mim> 

<<IDie EU hat die Verham 
iungeD"I i.iJber ein.gemein 
mes Emissionshandeis­

System vorerst eingest' 
Das EIDA bestatigt ei111eu 

li3ericht d er <Schweiz an 

So111ntag>.» 

«SRF» 

Verwa�tung kommt hingegen zum Sch�uss, dass sich Masseneinwanderungsinitiative und das Freihandeisabkommen mit China nicht widersprechew 

VON CIHRISTOF MOSIER 
·················································································· 

Ist das geplante Freihandelsabkornrnen 
mit China, das keine Kontingente für Ar­
beitslcrafte vorsieht, vereinbar mit dem 
von der Bevéillcerung am 9. Februar ange­
nornrnenen VerfassungsartikeL der die 

kornrnenden Woche ·über das Abkom­
men beraten wird. 

«Eine zeitliche Verschiebung der Ra­
tifizierung oder gar ein Verzicht würde 
einen Gesichtsverlust bedeuten und der 
Schweiz enorrnen Schaden zufügen», 
sasrt Tan Atteslander. T.eiter A11ssenwirt-

wird kommende Woche im 

Stãnderat grünes licht ge­

beD"i fi.iJr ei!Tie IRatifiz.ieru!Tig 
..,.a,...llt"< fl"toi!...: .... __ AIL..D .... ------

sant, als dass Wrrtschaftsvéillcerrechtler 
Thomas Cottier von der Universitat Bern 
nach wie vor dezidiert daran festhalt, 
das J a zur Masseneinwanderungsinitiati­
ve stehe im Widerspruch zurn Freihan­
delsabkornrnen. So steht es zudem in der 
"-tl1iiiP tliA rnttiP.r ·filr Prnnrrrnia.c11icco 

eine andere Umsetzungsstrategie 
Masseneinwanderungsinitiative vc 
treiben, als si eh dies di e SVP vorstellt 

IDlAS CIHIINA-ABKOMMEI\I gibt ni eh t ZU: 
deshalb zu reden, weil Nichtregieru 
r\T'lT.,.,;c: .... lriAT\OT\ c-oii- l;.;T'II,..a'T"n.....-n A"".,......,,,. 
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Silvan Wegmarm zur Woche: Sigmar Gabriel gibf: den Tarif dun::h. 

Die Nachricht: W er legt die Amtssprache für ein 
bestimmtes Gebiet fest? In Graubünden gibt es 
einen Konflilct um di e Rolle d er romanischen 
Spraché und des Rumantsch Grischun im 
Speziellen. Gesamtschweizerisch wird debattiert, 
welche an den Schulen die erste Fremdsprache 
sein soll. 

Der Kommentar: In der Demolcratie entscheidet di e 
Mehrheit. Dies gilt selbstverstandlich auch bei der 
Festlegung der Amts- und Schulsprache. In den ein­
sprachigen Kántonen wirft dies kaum Fragen auf. 
So ist beispielsweise im Kanton Aargau Deutsch 
võllíg unbestritten Amts- un d Schulsprache. Am 
18. Mai 2014 entscheiden die Aargauerinnen und 
Aargauer lediglích darüber, o b die Unterrichtsspra­
che im Kindergarten die Mundart odet die Schrift­
sprache sein soll. Zulassig sind beide Varianten. Im 

. Übrigen geniesst die lokal vorherrschende Sprache 
in Behõrden un d Schulen Vorrang vor ortsfremden 
Sprachen. W er im Tessin Iebt, muss seine Kinder in 
eine ítalienischsprachige Sclmle schicken und darf 
nicht a).lf eine englische Privatschule ausweichen. 
Es gilt das vom Bundesgericht stets hochgehaltene 
Territorialitatsprinzip. 

Vor weitaus grõsseren Herausforderungen stehen 
die mehrsprachigen Kantone, so auch das dreispra­
chige Graubünden. Eis in die jüngste Zeit gelang es, 
Konflilcte in der Sprachenpolitik durch eineVerla­
gerung auf die Gemeindeebene zu umschiffen. Die 

Gemeinden entscheiden über dieAmts-und Schul­
sprache. Die romanischen Gemeinden lcõnnen 
zwischen demjeweiligen regionalen Idiom und der 
Schriftsprache Rumantsch Grischun wahlen. 

Das Bild einer demolcratisch heilen Sprachwelt hat 
unterdessen einige Risse. Die mehrheitlich deutsch­
sprachige Bevéillcerung legte für die kantonalen 
Behõrden Rumantsch Grischmi. als Amtssprache 
fest. Vor allem aber ordnete der Grosse Rat 2003 in 
Form einer Sparmassnahme an, die rornanischen 
Lehrmittel sollten fortan in Rurnantsch Grischun 
erscheinen. Spater schuf der Kanton·finanzielle 

Anreize für die Gemeinden, Rumantsch Grischun 
als Schulsprache zu wililen. Nicht wenige Gemein­
den gingen auf diesen- wie sich herausstellte lcurz­
sichtige.n- Deal ein. 

Der Flurschaden für die fragile romanische Sprach­
gemeinschaft ist gross. Immerhin konnte mit den 
bewahrten demolcratischen Verfahren nun wieder 
ein gangbarer Weg gefunden werden. Ein wichtiger 
Punlct sind die Lehrmittel in den Idiomen. Radilcal­
lõsungen wie eine lcantonale Vollcsinitiative für die · 

Einführung von Rumantsch Grischun als Schul­
sprache wurden glücldicherweise ni eh t weiterver­
folgt. Es hãtte der demolcratisch fragwürdige Fali 
eintreten lcõnnen, dass die Mehrheit über die Spra­
che der Minderheit entschieden hatte. 

Di e romanische Sprachgemeinschaft in 'ihrer Klein­
heit un d Eigenart wird vou d er rasant zunehmen­
den Mobilitat der Menschen besonders starlc erfasst. 
Viele Sprecher wohnen ausserhalb des traditionel­
len Sprachgebietes, viele Anderssprachige wohnen 
in romanischen Gerneinden. Rornanische Gernein­
den fusionieren rnit deutschen Gerneinden, wie 
di e Beispiele llanzfGlion un d AlbulafAlvra zeigen. 
Auch innerhalb des traditionellen Sprachgebiets 
verliert in der Folge das Territorialitatsprinzip 
seine wichtige Schutzfunlction. Das Ratoromani­
sche ist in seinern Kernland bedroht. Gleichzeitig 
erõffuen sich neue Chancen. Das Modell zwei­
sprachig (rornanischf deutsch) geführter Schulen 
in Chur, DornatfErns und llanzfGlion weclct 
Hoffuung . 

Die Debatte um die Schulsprache ist inzwischen 
in den einsprachigen Gebieten angekomrnen. 
Nachdern viele Kantone der Deutschschweiz zu­
nachst das Englische anstelle des Franzõsischen als 
erste Frerndsprache eingeführt hatten, bestehen 
n un Bestrebungen, das Franzõsische ganz aus der 
Prirnarschule zu verbannen. In Graubünden droht 
dern Italienischen ein ilinliches Schiclcsal. Das freie 
dernolcratische Entscheidungsrecht gerat in Span­
nung zur verfassungsrechtlich verankerten Mehr­
sprachigkeit. Am Horizont droht Zwang, der eine 
staatspolitische Selbstverstandlichlceit zur Geltung 
b1ingen soll. 

Wie so oft führte die Harrnonisierung eines Rechts­
bereichs zu unerwünschten Nebeneffelcten. Profi­
tiert hat das Englische als ohnehin durchsetzungs­
fáhigste Sprache. Die Regulierung soll n un durch 
neue Regulierungen korrigiert werden. Der B li ek 
na eh Gratibünden rnahnt jedoch zur Vorsicht. Di e 
unterste staatliche Ebene der Gerneinden ist am 
Schluss wohl am besten geeignet; urn Dernolcratie 
un d Sprachpolitik in Einldang zu bringen. 

*Prot. Dr. Andreas Glaser, Uni 

Zürich und Zentrum für Demo­
l\ratie Aarau. Am 11. April findet 

in Chur di e Tagung «Ratoroma­

nische Sprache un d direkte De­
mokratie» statt. Programm auf 

www.zdaarau.ch/de/veranstal-

tungen 
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